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Rhein-Erft-Kreis, 04.11.2021 

 

Antrag auf Änderung der Satzung der SPD Rhein-Erft §3 Kreisparteitag 

Liebe Genossinnen und Genossen, 

 

wir beantragen unsere Satzung um eine Änderung der Formalia der 

Zusammensetzung der Vorschlagslisten zu ergänzen. Abweichend von der 

Wahlordnung der Bundes SPD §5 fordern wir eine zufallsbasierte Reihenfolge 

der Kandidierenden auf Vorschlagslisten, die die Geschlechter abwechselnd 

nennt. 

 

Begründung: 

Wir möchten als SPD Rhein Erft als gutes Beispiel gegenüber unseren 

Mitgenossinnen und Mitgenossen anderer Kreise vorangehen und paritätische 

Besetzungen fördern. Nach §5 der Wahlordnung sollen Kandidatinnen und 

Kandidaten in alphabetischer Reihenfolge in die Vorschlagliste aufgenommen 

werden. Eine alphabetische Reihenfolge war ursprünglich als fairstes Mittel 

betrachtet worden allen Kandidierenden die gleichen Startchancen zu geben.  

Durch das Wählen nach Wahlliste sind die Personen, die auf höheren Plätzen 

genannt werden, jedoch bevorzugt. 

Leider ist es außerdem immer noch der Fall, dass weniger Frauen sich bei den 

Wahlen zur Verfügung stellen und diese entsprechend eine höhere 

Wahrscheinlichkeit haben nicht unter den obersten Kandidierenden genannt zu 

werden. Es gilt hier die Frauen zu fördern. Aus diesem Grund fordern wir 

paritätisches Wahllistenmodell, welches die Geschlechter zufallsbasiert 

abwechselt. Dies fördert eine tatsächliche Fairness der Kandidierenden.  

Wir bitten euch unseren Antrag zu unterstützen und jedem Kandidaten und 

jeder Kandidatin die gleichen Möglichkeiten einzuräumen.  

 

AsF Rhein-Erft-Kreis 

Der Vorstand 



Satzung des SPD-Kreisverbandes Rhein-Erft 

(geändert auf dem ordentlichen Kreisparteitag am 30.11.2013 in Pulheim) 
 
§ 1 Name, Sitz und Tätigkeitsgebiet 

 
(1) Der Unterbezirk der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands trägt den Namen: “SPD- 
Kreisverband Rhein-Erft“ bzw. kurz: „Rhein-Erft SPD". 

(2) Der Kreisverbandumfasst das Gebiet des Rhein-Erft-Kreises. 
 
(3) Der Sitz der Geschäftsstelle ist das Fritz-Erler-Haus in an der Fritz-Erler-Straße 2 in 
Erftstadt- Liblar. 

§ 2 Organe des Kreisverbandes 

Organe des Kreisverbandes sind: 

 
 

 
 
§ 3 Kreisparteitag 

 
(1)Der Kreisparteitag ist das oberste Organ des Kreisverbandes. Er setzt die Richtlinien für die 

politische Arbeit. 

(2) Der Kreisparteitag findet als Mitgliederversammlung statt. 
 
(3) Der Ordentliche Kreisparteitag findet alle zwei Jahre statt. 

 
(4) Der Parteitag prüft die Legitimation der Teilnehmer/innen und beschließt die Tagesordnung 

und die Geschäftsordnung. 
 

(5) Der Parteitag ist unabhängig von der Anzahl dererschienen Mitglieder beschlussfähig. 
 
(6) Über den Verlauf des Kreisparteitages ist ein Protokoll zu fertigen, welches vom/von der 
Protokollführer/in, dem/der Vorsitzenden undeinem Mitglied der Versammlungsleitung zu 

unterzeichnen ist. Jedes Mitglied kann das Protokoll über die Geschäftsstelle anfordern. 

(7) Der Kreisparteitag entscheidet, soweit gesetzliche und Satzungsvorschriften dem nicht 
entge-genstehen, mit einfacher Mehrheit. 

 

(8) Alle Wahlen werden nach der Wahlordnung der SPD durchgeführt. 
 
(9) Wenn die Mindestabsicherung von Frauen und Männern in Funktionen der Partei durch die 

vorliegenden Personalvorschläge gesichert ist, können Listenwahlen in einem Wahlgang 

durchgeführt werden. 
 

(10) Einzelwahlen können gebündelt werden. 
 

(11) Abweichend von §5 Wahlordnung der Bundes SPD sollen in einem Wahlgang, bei dem 
mehrere Parteiämter (Funktionen) besetzt werden sollen (Listenwahl), die Kandidierenden 
wechselnd im Geschlecht und zufallsbasiert in die Vorschlagsliste aufgenommen werden.  

 
§ 4 Aufgaben des Kreisparteitages 

 
(1)Zu den Aufgaben des Kreisparteitages gehören: 

 
Entgegennahme der Berichte des Kreisvorstandes, einschließlich der Berichte über die Durch- 



führung der Beschlüsse des letzten Parteitages, der Geschäftsstelle, der Revisoren, der 



Kreistagsfraktion, der Projektgruppen, der Arbeitsgemeinschaften. Die Berichte sind schriftlich 

vorzulegen. Sie werden nicht mündlich vorgetragen. 
 

 
 

 
 

 
 
a) des Kreisvorstandes 

 
b) der Revisoren/Revisorinnen 

 
c) der Schiedskommission 

 
d) der Antragskommission 

 
e) der Delegierten zum Bundesparteitag 

 
f) der Delegierten zum Landesparteitag 

 
g) der Delegierten zu Landesdelegiertenkonferenz 

 
h) der Delegierten zum Landesparteirat 

 
i) der Delegierten zur Regionalkonferenz 

 
Aufstellung von Bewerber/innen im Kreisgebiet im Rahmen der jeweiligen Wahlgesetze: 

 
a) für das Amt der Landrätin/des Landrates 

 
b) für den Kreistag 

 
c) für den Landtag von Nordrhein-Westfahlen 

 
d) für den Deutschen Bundestag 

 
Hierbei sind nur die jeweils nach den Wahlgesetzen wahlberechtigten Mitglieder 
stimmberechtigt. 

 

(2) Antragsberechtigt sind: 
 
Ortsvereine, Distrikte, Stadtbezirke und Stadtverbände der Kreisvorstand die 

Arbeitsgemeinschaften einzelne Mitglieder, wenn ihr Antrag von mindestens 30 weiteren 

Mitgliedern unterstützt  wird. 

(3) Berichte und Anträge müssen spätestens zwei Wochen vor Tagungsbeginn bei der Kreisge- 
schäftsstelle eingegangen sein. Diese veröffentlicht diese im Internet und stellt sie den 

Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Kreisparteitages zur Verfügung. 
 

(4) Initiativanträge, die von mindestenseinem Zehntel der anwesenden Mitglieder unterstützt 
werden, werden zugelassen, wenn die einfache Mehrheit der stimmberechtigten Mitglieder 
des Parteitages die Behandlung nach Kenntnisnahme wünscht. 



§ 4a Aufstellung der Reserveliste für die Wahlen zum Kreistag 
 

(1) Die Reserveliste für den Kreistag wird als das Ergebnis von Einzelwahlen, beginnend mit 
dem Listenplatz 1, für jeden Listenplatz gesondert aufgestellt. Mehrere Einzelwahlen 

können auf einem Stimmzettel verbunden werden (verbundene Einzelwahl), soweit für den 
Listenplatz nur eine Bewerberin oder ein Bewerber kandidiert. Bewerberinnen und 

Bewerber für vordere Listenplätze sind zur Kandidatur auf hinteren Listenplätzen 

zuzulassen, wenn die Vorgaben des Absatzes 2 gewahrt werden. 

 
(2) Für jeweils fünf hintereinander folgende Listenplätze, jeweils beginnend mit dem ersten 

Listenplatz, gilt: Die Wahl wird alternierend durchgeführt: eine Frau oder ein Mann, und 

zwar in Abhängigkeit vom Geschlecht der/des jeweils für den ersten Listenplatz 
Gewählten. Die Wahl für den jeweils fünften Listenplatz wird unabhängig vom Geschlecht 

durchgeführt. 

 
 
 
§ 5 Einberufung des Kreisparteitags 

 
(1)Ein Kreisparteitag ist einzuberufen, wenn es politisch oder organisatorisch notwendig ist, 
mindestens jedoch einmal in dem Jahr, in dem kein ordentlicher Parteitag stattfindet. 

(2) Er ist vom Kreisvorstandeinzuberufen, wenn 
 
der Kreisvorstand ihn beschließt, wenn ihn Ortsvereine aus mindestens drei Kommunen 

beantragen. 

(3) Die Ladungsfrist beträgt drei Wochen. Elektronische Einladung ist zulässig. 
 
(4) Der Versammlungsort wird vom Kreisvorstand bestimmt. Bei einem Widerspruch dazu aus 

den Reihen der Ortsvereine/Stadtverbände wird zwischen den zur Verfügung stehenden 

geeigneten Versammlungsorten gelost. 
 

§ 6 Der Kreisvorstand 
 
(1)Der Kreisvorstand setzt sich zusammen aus 

 
dem/der Vorsitzenden, den drei Stellvertreter(inne)n, dem/der Kassierer/in, dem/der 
Schriftführer/in und einer vom Kreisparteitag festzusetzenden Zahl von Beisitzerinnen und 

Beisitzern. Auch jede Beisitzerin und jeder Beisitzerübernimmt füreinen Teilbereich der 
Aufgaben des Vorstandes die Federführung. Die Abgrenzung beschließt der Vorstand und teilt 
sie den Orts- und Stadtverbänden mit. 

 

(2) Die Wahl des Kreisvorstandes erfolgt in getrennten Wahlgängen. Nacheinander werden 

gewählt: 

die/der Vorsitzende die Stellvertreter/innen die/der Kassierer/in die/der Schriftführer/in die 

weiteren Mitglieder des Kreisvorstandes 

(3) Der Kreisvorstand leitet den Kreisverband und trägt Verantwortung für 
 
die Ausführungen der Beschlüsse des Kreisparteitages und der Mitgliederentscheide die 

politischen und organisatorischen Aufgaben im Bereich des Kreisverbandes für die 

Zusammenarbeit zwischen Parteiorganisationen und Ratsfraktionen, der Kreistagsfraktion 



sowie den Kreisarbeitsgemeinschaften. Empfehlungen für Delegiertenentscheidungen auf 

Regional-, Landes- und Bundesebene 

(4) Der/die Kreisvorsitzende, im Verhinderungsfalle die Stellvertreter/innen, vertreten die 

Partei nach außen. 

(5) Die Mitglieder des Kreisvorstandes und die Geschäftsführer/innen haben das Recht, an den 

Zusammenkünften aller Parteikörperschaften und der Fraktionen im Gebiet des 

Kreisverbandes beratend teilzunehmen. Der Kreisvorstand, und in seinem Auftrag der/die 
Kreisgeschäftsführer/in, kann Berichte und Abrechnungen verlangen, sowie 

Mitgliederversammlungen von Ortsvereinen aus wichtigem Grunde einberufen. 
 

(6) Der Kreisvorstand kann für besondere Aufgaben Ausschüsse und Projektgruppen bilden. 
Projekt-gruppen können auch Nichtmitglieder angehören. Der Kreisvorstand kann durch eine 

Geschäftsordnung einen geschäftsführenden Vorstand mit Aufgaben betrauen. 
 

(7) Mit beratender Stimme nehmen an den Sitzungen des Kreisvorstandes teil: der/die 
Geschäftsführer/in Vorsitzende der auf der Ebene des Kreisverbandes tätigen 

Arbeitsgemeinschaften der/die Vorsitzende der Kreistagsfraktion der Landrat/die Landrätin, 
sofern er/sie der SPD angehört sozialdemokratische Abgeordnete aus Bund, Land und Europa 

im Kreisgebiet 
 

(8) Die Vorstandssitzungen sind grundsätzlich parteiöffentlich. 
 
(9) Zur Koordination kreispolitischer Fragen wird der Kreisparteirat einberufen. 

 
(10) Der Kreisparteirat setzt sich zusammen aus: 

 

den Mitgliedern des Kreisvorstands, den Leitern/innen der der auf der Ebene des 

Kreisverbandes tätigen Arbeitsgemeinschaften und Projektgruppen, dem Geschäftsführer/der 
Geschäftsführerin, den Revisoren/Revisorinnen, den im Bereich des Kreisverbandes gewählten 
Mitgliedern des Bundes- und Landtages sowie des Europaparlaments, den Stadtverbands- und 

Ortsvereinsvorsitzenden, den SPD-Fraktionsvorsitzenden im Kreisgebiet, den SPD- 
Bürgermeistern/innen dem/der SPD-Landrat/Landrätin und weiteren sachkundigen 

Mitgliedern/innen. 

(11) Zur organisatorischen Abstimmung – insbesondere von Wahlkämpfen - kann der 
Kreis vorstand eine Konferenz der Ortsvereinsvorsitzenden einberufen. 

 

§ 7 Mitgliederentscheid 
 
(1)Ein schriftlicher Mitgliederentscheid kann den Beschluss eines Organs des Kreisverbandes 

ändern, aufheben oder einen solchen Beschluss anstelle eines Organs fassen. 

(2) Ein Mitgliederentscheid findet aufgrund eines Mitgliederbegehrens statt. Das 

Mitgliederbegehren muss einen konkreten Entscheidungsvorschlag enthalten und mit  
Gründen versehen sein. Es kommt zustande, wenn es von mindestens 10 Prozent der Mitglieder 
unterstützt  wird. 

(3) Ein Mitgliederentscheid findet ferner statt, wenn es 
 
a) der Kreisparteitag mit einfacher Mehrheit oder 

 
b) der Kreisvorstand mit Dreiviertelmehrheit beschließt oder wenn es 



c) mindestens zwei Fünftel der Ortsvereine beantragen. 
 
Diese Beschlüsse oder Anträge müssen einen Entscheidungsvorschlag enthalten und mit 
Gründen versehen sein. 

 

(4) In den Fällen des Mitgliederbegehrens und im Falle des Absatzes 3 Buchstabe c kann der 
Kreisvorstand einen eigenen Vorschlag zur Abstimmung vorlegen. 

(5) Durch den Mitgliederentscheid wird eine verbindliche Entscheidung gegenüber dem Organ 

getroffen, an das der Mitgliederentscheid gerichtet ist. Der Entscheid ist wirksam, wenn die 

Mehrheit derjenigen, die ihre Stimme abgegeben haben, mindestens aber 1/5 der 

stimmberechtigten Parteimitglieder zugestimmt hat. Innerhalb von zwei Jahren nach dem 

Mitgliederentscheid kann der Kreisparteitag mit 2/3-Mehrheit eine andere Entscheidung 

treffen, danach genügt die einfache Mehrheit. 

(6) Der Kreisvorstand beschließt nach Anhörung der Ortsvereine das Verfahren des 

Mitgliederentscheides. 

§ 8 Revisoren/innen 
 
Zur Prüfung der Kassenführung des Kreisverbandes werden für die Dauer der Amtsführung des 

Kreisvorstandes drei Revisoren/Revisorinnen gewählt. Sie dürfen nicht Mitglieder des 

Kreisvorstan-des sein, können jedoch beratend an seinen Sitzungen teilnehmen. 

§ 9 Ortsvereine 
 
(1)Der Kreisverband gliedert sich in Ortsvereine. 

 

(2) Ortsvereine können Stadtbezirke oder Distrikte bilden. Diese sind keine Parteigliederungen 

im Sinne des Organisationsstatutes. Bestehen in einer kreisangehörigen Gemeinde oder Stadt 
mehrere Ortsvereine, so ist ein Gemeinde oder Stadtverband zu bilden. Ihm obliegen 

kommunalpolitische und organisatorische Aufgaben. Der Kreisvorstand legt die territoriale 

Abgrenzung der Ortsvereine fest. 

(3) Ortsvereine können sich eigene Satzungen geben, die nicht im Widerspruch zum 

Organisationsstatut der SPD und den Satzungen der Landes-SPD und des SPD-Kreisverbandes 

stehen dürfen. Sie treten mit Bestätigung durch den Kreisvorstand in Kraft. Die Bestätigung gilt 
als erteilt, wenn der Kreisvorstandnicht innerhalb von zwei Monaten nach Eingang 

widerspricht. 

(4)Im Übrigen gelten die Vorschriften des Organisationsstatuts sowie der Satzungen des 

Landes- und Kreisverbandes. 
 

§ 10 Arbeitsgemeinschaften 
 
Im Kreisverband können Arbeitsgemeinschaften gebildet werden. Ihre Arbeitsweise richtet sich 

nach den Grundsätzen und Arbeitsrichtlinien des Parteivorstandes für Arbeitsgemeinschaften. 

§ 11 Schiedskommission 
 
Der Kreisparteitag bildet für die Dauer von zwei Jahren eine Schiedskommission. Die Wahl, Zu- 
sammensetzung und Zuständigkeit richtet sich nach den Bestimmungen des 

Organisationsstatuts der SPD (§ 34). 



§ 12 Geschäftsjahrs 
 
Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
§ 13 Mandatsträger/innen 

 
(1)Die Mandatsträger/innen sind durch die § 2 der Finanzordnung verpflichtet, Sonderbeiträge 

an die Partei zu leisten. Die Höhe der Mandatsträgerbeiträge legt der Vorstand der zuständigen 

Organisationsgliederung fest. 
 

(2) Die Mandatsträger/innen berichten regelmäßig der zuständigen Organisationsgliederung 

über die Ausübung ihres Mandates. 

(3) Mandatsträger/innen und Kandidaten/Kandidatinnen für ein Mandat sind verpflichtet, 
gegenüber ihrem Ortsvereinsvorstand alle Bindungen und Abhängigkeiten anzuzeigen, die sie 

bei der Wahrnehmung ihres Mandates beeinflussen oder solchen Eindruck erwecken können. 

(4) Bei einem überörtlichen Mandat ist neben dem Ortsvereinsvorstand der Kreisvorstand zu 

informieren. Der Kreisvorstand kann die Mandatsträger/innen und Kandidaten/Kandidatinnen 

auffordern, Erklärungen zu ihren Bindungen und Abhängigkeiten abzugeben. Diese 
Bestimmungen sind auch auf Vorstandsmitglieder aller Organisationsgliederungen sowie 

Kandidaten/Kandidatinnen für ein Vorstandsamt anzuwenden. 

§ 14 Quotierung 
 
(1)Der Kreisvorstand, die Vorstände der Stadtverbände und die Ortsvereinsvorstände sind 

verpflichtet, Vorkehrungen zur Einhaltung der Quote gem. § 4 und § 3 Abs. 5 der Wahlordnung 

zu treffen. 

(2) Dabei ist die AsF der jeweiligen Organisationsgliederung anzuhören. Ziel ist die paritätische 

Besetzung der Funktionen und Mandate (§ 11 Organisationsstatut). Bei Verstößen gegen die 

Quote kann sich jedes Mitglied an den Vorstand derentsprechenden Organisationsgliederung 

(bei Arbeitsgemeinschaften auch an den Vorstand derentsprechenden Arbeitsgemeinschaften) 
wenden. 

(3) Der Vorstand hat zu der Beschwerde binnen vier Wochen Stellung zu nehmen. Beschwerde 

und Stellungnahme sind parteiintern zu veröffentlichen. 

§ 15 Schlussbestimmungen 
 

(1) Diese Satzung ist in Verbindung mit dem Organisationsstatut und der Landessatzung für 

alle Mit-glieder der SPD bindend. 

(2) Soweit diese Satzung keine Regelung trifft, greifen die Bestimmungen des 

Organisationsstatuts und der Bezirkssatzung. 
 

(3) Diese Satzung kann nur von einem Kreisparteitag mit 2/3 -Mehrheit geändert werden. 
 

(4) Der so geänderte Satzungstext tritt am 30.11.2013 in Kraft. 


